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Erwagungen:

Mit Eingabe vom 3. August 2016 machte A.__ (Klager und Beschwerde-
fUhrer, nachfolgend Klager), vertreten durch seinen damaligen Rechtsvertre-
ter, gegen B._  und C.__ (Beklagte und Beschwerdegegner, nach-
folgend Beklagte) eine Aberkennungsklage beim Mietgericht des Bezirksge-

richtes Meilen anhangig und verlangte (act. 6/1):

"Es sei festzustellen, dass die Forderung, fur welche den Beklagten mit Ver-
figung vom 30. Juni 2016 des Bezirksgerichts Hofe, Einzelrichter, provisori-

sche Rechtsoffnung erteilt wurde, nicht besteht.

Unter Kosten- und Entschadigungsfolgen (zuziglich der gesetzlichen Mehr-

wertsteuer) zulasten der Beklagten."

Den mit Zirkulationsbeschluss vom 7. September 2016 dem Klager auferleg-
ten Kostenvorschuss in der Hohe von Fr. 3'600.— (act. 6/5), leistete der Kla-
ger innert Frist (act. 6/7). Gestutzt auf die Verfugung vom 17. Oktober 2016
(act. 6/17) reichten die Beklagten eine schriftliche Stellungnahme zur Klage-
schrift ein (act. 6/20). In der Folge lud die Vorinstanz die Parteien zur Haupt-
verhandlung auf den 3. Februar 2017 vor (act. 6/22-23). Da eine Mietrichte-
rin nicht zur Verhandlung erschienen war, erklarten sich die Parteien mit der
schriftichen Durchfihrung des Verfahrens einverstanden (act. 6/Protokoll
Vorinstanz S. 6). In der Folge reichte der Rechtsvertreter des Klagers nach
entsprechender Fristansetzung seinen ersten Parteivortrag ein (act. 6/28).
Gestutzt auf den Antrag der anwaltlich vertretenen Beklagten vom 6. Marz
2017 auf Leistung einer Sicherheit flir die Prozessentschadigung, mindes-
tens im Umfang von Fr. 12'835.— (act. 6/32), wurde den Beklagten die Frist
zur Erstattung des ersten Parteivortrages abgenommen und dem Klager
Frist zur Stellungnahme zu diesem Antrag angesetzt (act. 6/33A/1). Mit Ein-
gabe vom 6. April 2017, dem letzten Tag der (erstreckten) Frist (act. 6/34),
reichte der Klager selbst ein Gesuch um unentgeltliche und ruckwirkende
Rechtspflege sowie unentgeltlichen Rechtsbeistand ein (act. 6/38 mit Beila-

gen act. 39/1-6). Sein Rechtsvertreter teilte der Vorinstanz mit Eingabe vom



12. April 2017 mit, dass er den Klager nicht mehr vertrete (act. 6/37). Mit
Verfugung vom 18. April 2017 wurde dem Klager die Frist zur Stellungnah-
me zum Antrag auf Sicherheitsleistung abgenommen und eine Nachfrist zur
Einreichung eines zweiten Exemplars seiner Eingabe vom 6. April 2017
(Gesuch um unentgeltiche Rechtspflege) samt Beilagen angesetzt
(act. 6/40). Da der Klager dieser Auflage nicht nachkam, wurden Kopien auf
seine Kosten erstellt und den Beklagten zur Stellungnahme zugestellt
(act. 6/42). Die Stellungnahme der Beklagten ging am 16. Mai 2017 beim
Gericht ein (act. 6/46; Beilagen act. 6/47/1-4). In der Folge wurde dem Kla-
ger Gelegenheit gegeben, sein Gesuch um unentgeltliche Rechtspflege vom
6. April 2017 zu verbessern bzw. zu erganzen (Verfugung vom 1. Juni 2017,
act. 6/49), worauf er erganzende Erlauterungen vorbrachte sowie weitere
Unterlagen einreichte (act. 6/52; Beilagen act. 53/7-17). Diese Eingabe wur-
den den Beklagten am 14. Juli 2017 zur Kenntnisnahme zugestellt
(act. 6/54/1-2). Sie ausserten sich hierzu mit Eingabe vom 19. Juli 2017
(act. 6/55). Dem Klager wurde diese Rechtsschrift am 25. Juli 2017 zur
Kenntnisnahme zugestellt (act. 6/56/1-2). Mit Verfigung vom 28. September
2017 wies der Vorsitzende des Mietgerichtes das Gesuch um unentgeltliche
und rlckwirkende Rechtspflege sowie um Bestellung eines unentgeltlichen
Rechtsbeistandes ab und setzte dem Klager eine nicht erstreckbare Frist
von 20 Tagen an, um eine schriftiche Stellungnahme zum Antrag der Be-
klagten auf Leistung einer Sicherheit fur die Parteientschadigung einzu-
reichen (act. 5). Mit Eingabe vom 10. Oktober 2017 (Poststempel) erhob

A. Beschwerde und beantragte (act. 2):
"1. Die Verflgung ist aufzuheben.

2. Dem Antrag auf unentgeltliche und rickwirkende Rechtspflege sowie un-

entgeltlichen Rechtsbeistand wird stattgegeben.

3. Die in der Verfugung unter Nummer 2 genannte Frist ist zu sistieren, so-

lange bis Uber die Beschwerde entschieden ist."



a) Der die unentgeltiche Rechtspflege ablehnende Entscheid ist mit Be-
schwerde anzufechten (Art. 121 ZPO). Das Beschwerdeverfahren richtet
sich nach den Art. 319 ff. ZPO. Die Beschwerde ist innert der Rechtsmittel-
frist schriftich und begrindet bei der Rechtsmittelinstanz einzureichen
(Art. 321 Abs. 1 ZPO). Das bedeutet, dass die Beschwerde Antrage zu ent-
halten hat, welche zu begrinden sind (ZK ZPO-Freiburghaus/Afheldt,
3. Auflage, Art. 321 N 14 f.). Mit der Beschwerde konnen (a) die unrichtige
Rechtsanwendung und (b) die offensichtlich unrichtige Feststellung des
Sachverhaltes geltend gemacht werden (Art. 320 ZPO). Neue Antrage, neue
Tatsachen und neue Beweismittel sind im Beschwerdeverfahren grundsatz-
lich ausgeschlossen (Art. 326 ZPO), weil es bei der Beschwerde nicht um
die Fortflhrung des erstinstanzlichen Prozesses, sondern im Wesentlichen
um eine Rechtskontrolle des vorinstanzlichen Entscheides geht (ZK ZPO-
Freiburghaus/Afheldt, 3. Auflage, Art. 326 N 3).

b) Die Beschwerde vom 8. Oktober 2017 wurde innert der Rechtsmittelfrist
(act. 2 i.V.m. act. 5 und act. 6/58/2) schriftlich, mit Antragen versehen und
begrindet bei der Kammer als zustandige Rechtsmittelinstanz eingereicht
(act. 2). Der Klager ist durch den angefochtenen Entscheid beschwert und

zur Beschwerde legitimiert. Es ist daher auf die Beschwerde einzutreten.

Da sich die Beschwerde als offensichtlich unbegrindet erweist, ist auf die
Einholung einer Beschwerdeantwort zu verzichten (Art. 322 Abs. 1 ZPO).

a) Zusammenfassend stellte die Vorinstanz in ihrer Verfigung vom 28. Sep-
tember 2017 fest, der Klager verfuge mit seiner Liegenschaft in Deutschland
uber einen erheblichen Vermogenswert. Der Verkauf dieser Liegenschaft sei
modglich und werde dem Klager mindestens einen sechsstelligen Frankenbe-
trag einbringen, womit die Finanzierung des vorliegenden Prozesses ohne
weiteres moglich sei. Die genannte Liegenschaft sei dem Klager im Jahr
2015 im Rahmen einer Erbschaft zugekommen. Weitere Angaben und Bele-
ge zu dieser Erbschaft habe der Klager trotz gerichtichem Hinweis nicht
gemacht bzw. vorgelegt, womit er seiner Mitwirkungspflicht nicht genigend

nachgekommen sei (act. 5 Erw. 5.1-2). Undurchsichtig sei schliesslich die fi-



nanzielle Situation der vom Klager beherrschten D._ Holding AG sowie
die Finanzierung seiner Lebenshaltungskosten. Auch in diesem Zusammen-
hang sei der Klager seiner Mitwirkungspflicht nicht genigend nachgekom-
men (act. 5 Erw. 5.3). Aus diesen Grinden sei das Gesuch des Klagers um
unentgeltiche Rechtspflege sowie unentgeltlichen Rechtsbeistand abzuwei-
sen (act. 5 Erw. 5.4).

Der Klager brachte sinngemass vor, die Vorinstanz unterschlage in ihrer
Sachverhaltsdarstellung und Wirdigung wesentliche Argumente, so u.a. die
anhangige Pfandung sowie den am 4. Juli 2017 gestellten Antrag auf Sozi-
alhilfe, der im Ubrigen positiv entschieden worden sei. Allein deshalb sei die
Verflgung aufzuheben. Es werde ein Kernbeweisstuck der Mittellosigkeit
einfach ignoriert (act. 2 Ziff. 3-4). Er habe zu allen Punkten, in denen das
Bezirksgericht Meilen zusatzlichen Klarungsbedarf gehabt habe, detailliert
Stellung bezogen und Beweismittel eingereicht. Eine nochmalige Verfligung
mit dem Hinweis auf fehlende Belege habe die Vorinstanz nicht erlassen
(act. 2 Ziffer 6). Alle Effekte der Erbschaft, wie ein etwaiger Vermdgenszu-
wachs, seien in der Steuererklarung 2015 enthalten (act. 2 Ziff. 9). Bezlglich
der Finanzierung seiner Lebenshaltungskosten habe die Vorinstanz zu Un-
recht die Darlehensvertrage nicht berlcksichtigt und daraus den Schluss
gezogen, er musse Uber zusatziche Einnahmequellen verfugen (act. 2
Ziff. 8). Selbst wenn die Immobilie leicht verkauflich ware und ein Uber-
schuss uber die Schulden erzielt werden konnte, was beides bestritten wer-
de, stinde unmittelbar keine Liquiditat zur Verflgung, um einen Anwalt zu
bezahlen (act. 2 Ziff. 11). Die finanzielle Situation der D.__ Holding AG

sei fur ihn als Privatperson irrelevant (act. 2 Ziff. 12).

b) Auf die weiteren Ausfihrungen des Klagers ist, soweit erforderlich, nach-
folgend einzugehen. Vorerst ist zu prufen, ob sich der Klager zu Recht auf

die Verletzung seines rechtlichen Gehdérs beruft.

a) Der Klager machte geltend, die Vorinstanz habe sein rechtliches Gehor

verletzt, indem ihm der von den Beklagten dem Gericht am 19. Juli 2017



(act. 6/55) eingereichte Schriftsatz lediglich zur Kenntnisnahme zugestellt
worden sei (act. 2 Ziff. 1-2).

b) Uber das Gesuch um unentgeltiche Rechtspflege wird im summarischen
Verfahren entschieden (Art. 119 Abs. 3 Satz 1 ZPO). Die Gegenpartei ist
immer anzuhdren, wenn die unentgeltliche Rechtspflege die Leistung der Si-
cherheit fur die Parteientschadigung umfassen soll (Art. 119 Abs. 3 Satz 3
ZPO0O). Nach Vorliegen der Stellungnahme der Gegenpartei wird aufgrund
des Wesens des Summarverfahrens (Verfahrensbeschleunigung) nur aus-
nahmsweise ein zweiter Schriftenwechsel angeordnet (BGE 138 Il 252
E. 2.1 S. 254 mit Hinweisen). Zur Wahrung des verfassungsrechtlich garan-
tierten Gehorsanspruchs (Art. 29 Abs. 2 BV) ist das Gericht jedoch stets
verpflichtet, seine Stellungnahme der jeweiligen Gegenpartei vor dem Ent-
scheid zur Kenntnisnahme zustellen; es obliegt dann der Gegenpartei, um-
gehend Stellung zu nehmen oder eine Stellungnahme anzukundigen, an-
sonsten angenommen wird, sie verzichte auf eine weitere Eingabe (BGE
138 1484 Erw. 2.4 und 2.5 S. 487 f. mit Hinweisen auf die Rechtsprechung
des EGMR zu Art. 6 Ziff. 1 EMRK).

Die Beklagten hatten dem Gericht am 15. Mai 2017 eine Stellungnahme
zum Gesuch des Klagers um unentgeltiche Prozessflhrung eingereicht
(act. 6/46). Diese Stellungnahme samt Beilagen wurden dem Klager zu-
sammen mit der Verfiugung vom 1. Juni 2017, welche eine Aufforderung zur
Verbesserung bzw. zur Erganzung seines Gesuches enthielt, zugestellt
(act. 6/49). Der Klager nahm unter Einreichung weiterer Unterlagen zu sei-
nem Gesuch dazu Stellung und behielt sich Uberdies eine gesonderte Stel-
lungnahme vor (act. 6/52 S. 4). Diese Eingabe wurde der Gegenpartei zur
Kenntnisnahme zugestellt (act. 6/54/1-2). Letztere reichte wiederum eine
Stellungnahme ein (act. 6/55), welche dem Klager am 25. Juli 2017 zur
Kenntnisnahme zugestellt wurde (act. 6/56/1-2). Dieses Vorgehen der Vo-
rinstanz, war, wie oben ausgefuhrt, korrekt. Der diesbezlgliche Schriften-
wechsel war abgeschlossen, und es brauchte keine explizite Fristansetzung

zur Stellungnahme. Es stand dem Klager aber frei, sich zu dieser Stellung-



nahme vernehmen zu lassen. Er hatte genligend Zeit dazu. Es genlgt,
wenn ein Gericht eine Frist von 10 Tagen ab Zustellung abwartet, damit sich
eine Partei aussern kann. Diese Frist wurde nicht unterschritten, wie der
Klager selbst ausfihrte (act. 2 Ziff. 2). Die Vorinstanz entschied erst zwei
Monate spater, mit Verfugung vom 28. September 2017, Uber das Gesuch

(act. 5). Eine Gehorsverletzung liegt demnach nicht vor.

a) Eine Person hat grundsatzlich Anspruch auf unentgeltliche Rechtspflege,
wenn sie a) nicht Uber die erforderlichen Mittel verfugt und b) ihr Rechtsbe-
gehren nicht aussichtslos erscheint (Art. 117 ZPO). Die Vorinstanz hat das
zutreffend erkannt, und es kann vorab auf die entsprechenden Erwagungen
im angefochtenen Entscheid hingewiesen werden (act. 5 Erw. 3.1-3.2). Die
unentgeltliche Rechtspflege beinhaltet auch die Bestellung eines unentgeltli-
chen Rechtsbeistandes, wenn dies zur Wahrung der Rechte notwendig ist
(Art. 118 Abs. 1 lit. ¢ ZPO). Wird das Gesuch bewilligt, so umfasst die un-
entgeltiche Rechtspflege insbesondere auch die Befreiung von Sicherheits-
leistungen (Art. 118 Abs. 1 lit. a ZPO).

Als bedurftig gilt, wer die erforderlichen Gerichts- und Parteikosten nur be-
zahlen kann, indem er die Mittel heranzieht, die er eigentlich zur Deckung
des eigenen notwendigen Lebensunterhaltes und desjenigen seiner Familie
braucht. Fur die Beurteilung der prozessualen Bedurftigkeit ist die gesamte
wirtschaftliche Situation der gesuchstellenden Partei zu wirdigen, wobei
nicht schematisch auf das betreibungsrechtliche Existenzminimum abzustel-
len, sondern den individuellen Umstanden Rechnung zu tragen ist. Massge-
bend fur die Beurteilung des Anspruchs auf unentgeltliche Rechtspflege sind
grundsatzlich die Verhaltnisse im Zeitpunkt des Gesuchs. Die gesuchstel-
lende Partei hat ihr Gesuch zu begrinden und insbesondere ihre Einkom-
mens- und Vermogensverhaltnisse darzulegen sowie sich zur Sache und zu
den Beweismitteln zu aussern (Art. 119 Abs. 1 ZPO). Ob die Kriterien zur
Bestimmung der Bedurftigkeit zutreffend gewahlt wurden, ist Rechtsfrage.

Tatfragen bilden hingegen die Hohe und der Bestand einzelner Aufwendun-



gen oder Einnahmen (vgl. zum Ganzen BGer 5A_774/2015 vom 24. Februar
2016 Erw. 2).

b) Zum Nachweis seiner Bedurftigkeit reichte der Klager u.a. einen Antrag
auf Sozialhilfe ein. Ein Antrag sagt aber noch nichts darlber aus, ob effektiv
Sozialhilfe geleistet wird. Damit konnte der Klager seine Bedurftigkeit nicht
nachweisen. Es ist somit nicht zu beanstanden, dass die Vorinstanz auf die-
se Behauptung nicht ndher einging. Bei der mit der Beschwerde eingereich-
ten Unterstutzungsbestatigung des Fursorgeamtes E. vom 23. August
2017, worin ausgefuhrt wird, dass der Klager seit Juli 2017 vollumfanglich
mit wirtschaftlicher Sozialhilfe unterstitzt werde (act. 4/1), handelt es sich
um ein Novum, welches im vorliegenden Verfahren nicht mehr berlcksichtigt
werden kann (vgl. Erw. 2.a). Somit kann offen gelassen werden, ob die Vo-
raussetzungen des Anspruchs auf unentgeltiche Rechtspflege erfullt waren
sind und der Klager als Sozialhilfeempfanger als bedurftig zu betrachten wa-
re (BGer 1C_45/2007 Urteil vom 30. November 2007 Erw. 6.3; vgl. auch
BGE 125 IV 161 Erw. 4b). Es ware vorliegend mangels Mitwirkung trotz der
undurchsichtigen finanziellen Verhaltnisse des Klagers von diesem Grund-
satz, falls ein solcher besteht, wohl abzuweichen. Zu bemerken ist noch,
dass voraussehbare und in naher Zukunft zu erwartende Veranderungen der
wirtschaftichen Verhaltnisse des Gesuchstellers bei der Prifung der
Mittellosigkeit zu bericksichtigen sind, sofern der Eintrittt eines kinftigen, fur
die wirtschaftiche Lage des Gesuchstellers relevanten Ereignisse
ausreichend wahrscheinich erscheint (vgl. dazu BK ZPO I-Bdhler, Art. 119
N 51).

Eben so wenig eignete sich die vom Klager vor Vorinstanz eingereichte An-
zeige des Betreibungsamtes Hofe an den Schuldner betreffend Einkommen-
spfandung (act. 6/53/17) zum Nachweis seiner Bedurftigkeit. Unter den vor-
liegenden Umstanden musste die Vorinstanz nicht weiter darauf eingehen.
Bei der Beurteilung der Bedurftigkeit darf der Richter namlich auch im Aus-

land liegende Vermogenswerte berucksichtigen, was der Betreibungsbeam-



te nicht kann. Weder der Flugel in Wien (act. 6/52 S. 3) noch die Liegen-

schaft in Deutschland kdnnten vom Betreibungsamt gepfandet werden.

a) Im Beschwerdeverfahren rugte der Klager, dass die Vorinstanz keine wei-
tere Verfigung zur Nachreichung bestimmter Beweismittel erliess, zumal er
in seinem erganzten Armenrechtsgesuch vom 5. Juli 2017 die Vorinstanz
um richterlichen Hinweis gebeten habe, falls das Gesuch noch nicht voll-
standig sei (act. 2 Ziff. 6-7 und Ziff. 10; act. 6/52 S. 2).

b) Obschon fir die Prifung der Voraussetzungen der unentgeltlichen
Rechtspflege der beschrankte Untersuchungsgrundsatz gilt, ist es grund-
satzlich Sache des Gesuchstellers, der zustandigen Behorde seine aktuellen
Einkommens- und Vermogensverhaltnisse umfassend darzutun und — so-
weit méglich — zu belegen. Uberdies muss er nachweisen, dass er den be-
haupteten Verpflichtungen auch tatsachlich nachkommt. Insofern wird die
Untersuchungsmaxime durch die Mitwirkungspflicht des Gesuchstellers be-
schrankt. Allerdings mussen die finanziellen Verhaltnisse nicht bewiesen,
sondern lediglich glaubhaft gemacht werden. Dabei durfen umso héhere An-
forderungen an eine umfassende und klare Darstellung der finanziellen Situ-
ation durch den Gesuchsteller selbst gestellt werden, je komplexer diese
Verhaltnisse sind. Verweigert er die zur Beurteilung seiner aktuellen Ge-
samtsituation erforderlichen Angaben oder Belege, so kann die Behorde die
Bedurftigkeit verneinen (vgl. Art. 119 Abs.2 ZPO; BGer 5A _810/2011 vom
7. Februar 2012, Erw. 3.2.2; ZR 110/2011 Nr. 103 Erw. 3.3 ff., S. 301; BGer
4A 114/2013 vom 20. Juni 2013, Erw. 2.2). Bestehen hinsichtlich der vom
Gesuchsteller dargelegten Einkommens- und Vermogensverhaltnisse noch
Unsicherheiten oder Unklarheiten, so sind diese zu klaren. Das Gericht hat
zu diesem Zweck einem Gesuchsteller eine Frist zur Erganzung anzusetzen
oder den Sachverhalt selber festzustellen (BGer 4A_114/2013 Erw.4.3.2.).

Der Klager wurde mit Verfugung vom 1. Juni 2017 darauf hingewiesen, wel-
che Angaben mangelhaft sind bzw. beziglich welcher Behauptungen noch
Beweismittel nachgereicht werden mussen. Unter Ziff. 4 wurde insbesonde-

re festgehalten, es sei nicht ersichtlich, wie sich seine Einkommens-, Ver-
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mogens- und Bedarfssituation im Einzelnen gestalte. Es war daher u.a. die
Aufgabe des Klagers, mit entsprechenden Belegen bzw. Beweismitteln auf-
zuzeigen, mit welchen finanziellen Mitteln er vor dem Sozialhilfebezug seine
Lebenshaltungskosten bestritten hatte, hatte er doch behauptet, er habe
sich in den letzten Monaten vor Gesuchstellung nur durch Vermdgensver-
zehr Uber Wasser halten kdnnen (vgl. nachfolgend Ziff. 12). Mit dieser Nach-
fristansetzung, versehen mit einer Sdumnisandrohung, hatte die Vorinstanz
ihre Pflichten erfillt (vgl. act. 6/49). Eine nochmalige Verfigung mit dem
Hinweis auf fehlende Belege war nicht erforderlich. Der Klager durfte unter
den gegebenen Umstanden nicht davon ausgehen, dass er nochmals Gele-
genheit zur Erganzung seiner Eingabe erhalt, bspw. beziglich der Auszah-
lung der drei von F.__ gewahrten Darlehen (act. 2 Ziff. 7) oder bezlglich
des Nachweises von Verkaufsbemuhungen fur seine geerbte Eigentums-
wohnung (act. 2 Ziff. 10).

a) Beziglich der HOohe des Verkehrswertes der Eigentumswohnung im
Schloss ... stellte die Vorinstanz auf das Gutachten vom 9. Marz 2017
(act. 6/53/11) ab und wies auf die im Gutachten erwahnten, bereits erfolgten
Sanierungen bezuglich des Gebaudes an sich hin: Aufwandige Sanierung
des Schlosses 1982; 2006 Fassadensanierung; 2012 Heizungssanierung
(act. 5 Erw. 4.2.2.2.). Gestitzt auf das Gutachten ging die Vorinstanz von
einem Verkehrswert der Eigentumswohnung von € 450'000.— (entsprechend
dem Tageskurs am 6. April 2017 Fr. 481'644.—) aus (act. 5 Erw. 4.2.2.3). Un-
ter Berlcksichtigung der Hypothekarbelastungen von € 288'192.— (entspre-
chend dem Tageskurs am 6. April 2017 Fr. 308'458.—) nahm die Vorinstanz
an, der Klager verfuge im Zeitpunkt der Einreichung seines Gesuches uber
ein Vermodgen von Fr. 173'186.— (act. 5 Erw. 4.2.3). Das Vermdgen des Kla-
gers, so die Vorinstanz, Ubersteige einen angemessenen "Notgroschen" er-
heblich. Die Art der Vermdgenslage — eine Liegenschaft in Deutschland —
beeinflusse allenfalls die Verfugbarkeit der Mittel, aber nicht die Zumutbar-
keit, sie vor der Beanspruchung des Rechts auf unentgeltlichen Prozessfih-
rung anzugreifen. Der Verkauf der Liegenschaft in Deutschland sei dem

Klager moglich und werde ihm auch im ungunstigsten Fall einen sechsstelli-
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gen Frankenbetrag einbringen, womit die zu erwartenden Prozesskosten
(vgl. act. 5 S. 2) ohne weiteres gedeckt werden kdnnten (act. 2 Erw. 4.2.5).
Anhaltspunkte fur eine Unverkauflichkeit der Liegenschaft seien nicht er-
sichtlich (act. 5 Erw. 4.2.4.1).

b) Der Klager hielt diesen Ausfuhrungen entgegen, die Liegenschaft liesse
sich nur schwer verkaufen. Dies behauptete er bereits friher, ohne entspre-
chende Belege einzureichen, obwohl er in der Verfugung vom 1. Juni 2017
dazu aufgefordert worden war (act. 6/49 Erw. 3.3.1.). Mit der Beschwerde-
schrift reichte er zum Nachweis der fehlgeschlagenen Verkaufsbemuhungen
die Belege act. 4/3-6 ein. Es handelt sich hiebei um neue Beweismittel, wel-
che als Noven nicht zuldssig sind (vgl. Erw. 2.a). Zudem ist zu bemerken,
dass gemass Gutachten 2014 und 2015 je eine Wohnung in diesem Schloss
verkauft wurden (act. 6/53/11.10). Der Klager machte mit der Beschwerde
auch geltend, es bestehe erheblicher Sanierungsbedarf am Gemeinschafts-
eigentum, insbesondere im Bereich Dach, Fenster, Fassade, Zufahrtsweg.
Diese Tatsache schrecke denn auch potentielle Interessenten vom Kauf der
Wohnung ab. Fur diese Behauptungen, teilweise handelt es sich um unzu-
lassige Noven (vgl. act. 52 S. 2), wurden vor Vorinstanz keine Belege bzw.
Beweismittel eingereicht. Im Ubrigen wurde im Gutachten (vgl. vorstehend)
auf die bereits erfolgten Sanierungen hingewiesen. Der Klager stimmte in-
soweit dem Gutachten zu, dass bezlglich der Wohnung an sich kein grosser
Sanierungsbedarf besteht (act. 2 Ziff. 14 lit. d).

a) Der Klager brachte zudem vor, selbst wenn die Immobilie leicht verkauf-
lich ware und ein Uberschuss erzielt werden kénnte (was beides bestritten
werde), so wirde sich ein entsprechender Verkauf bis zur notariellen Beur-
kundung und Zahlungseingang leicht zwei Monate hinziehen. Damit aber
stinde unmittelbar keinerlei Liquiditat zur Verfugung, um einen Anwalt zu
bezahlen und auf die Schriftsdtze der Beklagten bzw. die Verfigungen des
Gerichts angemessen zu reagieren. Da unentgeltliche Rechtspflege ja eh

zurlckzuerstatten sei, konne eine etwaige und ungewisse Vermogensreali-



-12 -

sierung in der Zukunft nicht als Vorwand genommen werden, die unmittelbar

erforderliche Rechtspflege zu untersagen (act. 2 Ziff. 11).

b) Gemass Praxis des Bundesgerichtes muss der Teil der finanziellen Mittel,
der das zur Deckung der personlichen Bedurfnisse Notwendige Ubersteigt,
mit den fur den konkreten Fall zu erwartenden Gerichts- und Anwaltskosten
verglichen werden. Der monatliche Uberschuss der gesuchstellenden Partei
sollte es ermdglichen, die Prozesskosten bei weniger aufwandigen Prozes-
sen innert eines Jahres, bei anderen innert zweier Jahre zu tilgen. Zudem
hat es der monatliche Uberschuss der gesuchstellenden Partei zu ermdgli-
chen, die anfallenden Gerichts- und Anwaltskostenvorschisse innert abseh-
barer Zeit zu leisten (BGer 5A_774/2015 vom 24. Februar 2016 Erw. 2.1).
Selbst wenn der Verkauf der Liegenschaft einige Zeit in Anspruch nehmen
wird, der Klager geht von 2 Monaten vom Verkauf bis zur notariellen Beur-
kundung und zum Zahlungseingang aus (act. 2 Ziff. 11), steht dies im Ein-
klang mit obiger Bundesgerichtspraxis. Das Bundesgericht hat denn auch in
einem Entscheid vom 14. Februar 2007 (4P.313/2006) den Gesuchsteller
angehalten, seine Liegenschaft zu verkaufen und mit dem Erlés die Pro-
zesskosten zu tilgen. Das Bundesgericht erkannte, dass u.U. die Gefahr be-
stehen kann, dass einem Rechtssuchenden trotz fehlender Bedurftigkeit
mangels sofort verfugbarer Liquiditat der wirksame Zugang zum Gericht
vereitelt werden konnte. So fuhrte es aus, ein Rechtssuchender sei wahrend
der Verkaufsfrist der Liegenschaft — in jenem Fall waren es 6 Monate — von
der Vorschusspflicht fir die Gerichtskosten zu befreien (BGer 5A _294/2008
vom 18. August 2008, Erw. 5).

Vorliegend wurde der Vorschuss flr die Gerichtskosten bereits geleistet
(act. 6/7) und es befinden sich keine Hinweise in den Akten, dass der Klager
seinem bisherigen Anwalt (er will ihn als unentgeltichen Anwalt eingesetzt
haben) innert Frist einen Vorschuss zu leisten hat. Selbst wenn dies der Fall
ware, ware dies vorliegend aber nicht von Bedeutung. Wie sich namlich aus
den nachfolgenden Erwagungen ergibt, kam der Klager seiner Mitwirkungs-

pflicht bezlglich der Einkommensverhaltnisse und der weiteren Vermo-
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genswerte nicht nach (vgl. nachfolgen Ziffern 11-12). Es ist deshalb davon
auszugehen, dass er Uber genugend finanzielle Mittel verfigt, um die not-
wendigen Kosten fur seinen Anwalt und fur eine allfallige Sicherheit fur die

Parteientschadigung wahrend der Verkaufszeit vorzuschiessen.

Ob der Klager die Liegenschaft mit einer weiteren Hypothek belasten und
damit flissige Mittel erhaltich machen kann, musste die Vorinstanz unter

den gegebenen Umstanden nicht prufen.

In Anbetracht des erzielbaren Nettoerldses aus dem Verkauf der Liegen-
schaft hat die Vorinstanz zu Recht das Gesuch um unentgeltiche Prozess-
flhrung abgewiesen. Nachfolgend ist noch auf die weiteren Erwagungen der
Vorinstanz, namlich zur Erbschaft und zum Einkommen/VVermdgen, einzu-

gehen.

a) Hinsichtlich der Erbschaft erwog die Vorinstanz, in der Steuererklarung
2015 wurden im Zusammenhang mit der Erbschaft, in deren Rahmen dem
Klager auch die Liegenschaft zugefallen sei, Privatkonten bei der G.__
eG (...)undderH.___ (...), Aktienderl.___ AG, Schmuck, ein defekter
"Fligel Bosendorfer" sowie Bilder, Skulpturen und Antiquitaten erwahnt
(act. 39/5 S. 8 ff.). Trotz Hinweis in der Verfugung vom 1. Juni 2017 (act. 49
S. 8 Erw. 3.11.1.) habe sich der Klager zu all diesen Positionen
— mit Ausnahme des Fligels — nicht gedussert. Nahere Angaben und Belege
zur Erbschaft des Klagers fehlten mithin weiter nahezu vollstandig. Insbe-
sondere habe es der Klager auch unterlassen, die von ihm erwahnte Erb-
schaftssteuererklarung (act. 52 S. 2 Ad 3.3.) einzureichen (act. 5 Erw. 4.3.1).
Was den Bodsendorfer Fligel angehe, habe der Klager nicht bestritten, die-
sen zum Preis von Fr. 39'000.— anzubieten (act. 49 S. 8 E. 3.11.2; act. 52
S.3 Ad 3.11; act. 47/4). Was hingegen seine Darstellung betreffe, der Fllgel
befinde sich seit Oktober 2015 zur Sanierung in Wien und kdnne weder re-
pariert noch in die Schweiz zurickgeflihrt werden, mangle es an jeglichen
Belegen. Und selbst wenn man zugunsten des Klagers davon ausgehen
wollte, die Reparatur koste Fr. 15'000.— und der Verkaufspreis von

Fr. 39'000.— beziehe sich auf den reparierten Fligel (vgl. act. 47/4), so be-
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stinde immer noch eine unerklarte Differenz von mindestsens Fr. 14'000.—
zu der vom Klager aufgestellten Behauptung, es sei mehr als fraglich, ob der
Fligel uberhaupt noch den Wert von Fr. 10'000.— habe (act. 52 S. 3 Ad 3.11)
(act. 5 Erw. 4.3.2).

b) Dem hielt der Klager in der Beschwerde entgegen, die Behauptung, durch
das "Nicht-Vorlegen" der Erbschaftssteuererklarung sei der Klager seiner
Mitwirkungspflicht nicht nachgekommen (...), sei blanker Unsinn. Alle Effek-
te der Erbschaft, wie ein etwaiger Vermoégenszuwachs, seien ja in der Steu-
ererklarung 2015, die dem BG Meilen vorliege, enthalten, da die Erbschaft
im Mai 2015 angefallen sei. Das BG Meilen bleibe den Nachweis schuldig,
was es in der Erbschaftserklarung noch meine, finden zu kdnnen, das nicht
auch im Wertschriftenverzeichnis vom 31.12.2015 enthalten sei. Im Ubrigen
widerspreche sich das BG Meilen hier erneut selbst: Wenn es unter 4.1
schreibe, dass die Steuererklarung per 31.12.2015 ungeeignet sei, die wirt-
schaftiche Lage des Klagers im April 2017 zu dokumentieren, wie solle
dann die noch weiter zurtckliegende Erbschaftssteuererklarung hierzu bei-
tragen (act. 2 Ziff. 9).

Welche Beweismittel ein Gericht als geeignet ansieht, ist eine Frage der
Beweiswurdigung. Eine Erbschaftssteuererklarung kénnte Hinweise auf wei-
tere Vermogenswerte, insbesondere Guthaben auf auslandischen Konten
geben, welche in der spateren Steuererklarung, weshalb auch immer, nicht
mehr aufgefuhrt worden sind. In der Verfugung vom 1. Juni 2017 wurde der
Klager aufgefordert, unter Einreichung zweckdienlicher Belege nahere An-
gaben zur Erbschaft zu machen, namlich zu den in der Steuererklarung
2015 erwahnten Konten bei der G._  eG und der H._ mit je
Fr.301'215.— sowie der Aktiender | AG (Fr. 170'107.—), dem "Flugel
Bosendorfer", den Bildern, Skulpturen, Antiquitaten und dem Schmuck
(act. 6/49 Erw. 3.11.1.-2). In der Folge nahm der Klager lediglich zum Fligel
Stellung, ohne irgend welche Belege fur seine Behauptungen einzureichen
(act. 6/52 S. 3 Ad 3.11.). Unter diesen Umstanden hat die Vorinstanz zu
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Recht festgehalten, der Klager sei seiner Mitwirkungspflicht unzureichend

nachgekommen.

a) Hinsichtlich der Einkommens- und Vermdgensverhaltnisse fuhrte die Vor-

instanz u.a. Folgendes aus (act. 5 Erw. 4.4.1-3):

Der Verfugung der Arbeitslosenkasse kdnne enthommen werden, dass ein
Anspruch auf Arbeitslosengeld deshalb abgelehnt worden sei, weil der Kla-
ger im Handelsregister bei der D.__ Holding AG als Mitglied mit Einzel-
unterschrift eingetragen sei (act. 53/7 S. 1 f.). Daran habe sich im Ubrigen
bis zur Einreichung des Gesuchs um unentgeltiche Rechtspflege nichts ge-
andert (vgl. act. 47/3). Die finanziellen Verhaltnisse der D._ Holding AG
lagen im Dunkeln. Im Recht liege weder eine Bilanz noch eine Erfolgsrech-
nung noch irgendwelche Unterlagen Uber den Unternehmenserfolg. Den
Angaben in der Steuererklarung 2015 kénne immerhin entnommen werden,
dass der Klager samtliche Aktien der Gesellschaft im Nominalwert von
Fr. 100'000.— halte und sich auf seinem Gesellschafter-Kontokorrentkonto
am 31. Dezember 2015 Fr. 54'060.— befanden (act. 39/5 S. 11). Der Klager
behaupte, dass er sich in den letzten Monaten vor Einreichung des Gesuchs
um unentgeltiche Rechtspflege nur durch Vermdgensverzehr Uber Wasser
habe halten kdnnen, dieses Vermdgen aber nun aufgebraucht sei (act. 38
S.2). Dies lasse sich anhand der Unterlagen nicht nachvollziehen. In der
Steuererklarung 2015 wirden diverse Konten erwahnt, unter anderem zwei
bei der Crédit Suisse AG (BAN CH... und CH...), eines bei der Raiffeisen-
bank ... (IBAN CH...) und eines bei der ... Bank eG (IBAN DE...). Ein Ver-
gleich zwischen den in der Steuererklarung per 31. Dezember 2015 dekla-
rierten (act. 39/5 S. 10) und den aktuellen (act. 39/4/1-4) Kontostanden zei-
ge, dass der Vermogensverzehr nicht von diesen Konten erfolgt sein durfte.
Davon ausgenommen sein konnte allenfalls das Konto bei der ... Bank eG,
auf welches gemass den eingereichten Darlehensvertragen die von F._
gewahrten Darlehen hatten bezahlt werden sollen (act. 53/16). Dass die drei
Darlehen tatsachlich ausbezahlt worden seien, sei jedoch nicht belegt. Wel-

ches Vermogen der Klager verzehrt habe, bleibe insgesamt unklar. Un-
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durchsichtig sei damit auch, wie der Klager seine Lebenshaltungskosten fi-
nanziert habe. Wenn seine in der Steuererklarung genannten Konten trotz
behaupteter Arbeitslosigkeit und "keinerlei Einkommen" (act. 38 lit. b) seit
Ende 2015 nur geringfugige Vermdgensabnahmen verzeichneten, drange
sich die Vermutung auf, dass der Klager Uber weitere Einnahmequellen ver-
flgen misse, um auch nur schon seine Wohnkosten von monatlich

Fr. 1'500.— decken zu konnen.

b) Der Klager rugte, auch an dieser Stelle zeige sich wieder die Befangen-
heit des BG Meilen, das sich offenbar bereits vollstandig auf die Seite der
Beklagten geschlagen habe und deren kruden Unterstellungen einfach un-
gepruft Ubernehme. Das Vorliegen von drei Darlehensvertragen (samt Aus-
zahlungen) Uber einen Zeitraum von 2 Jahren, die ein Volumen von Euro
69'000 hatten und grundbuchrechtlich abgesichert wirden, zeige Uberdeut-
lich und vollig schlissig auf, wie es ihm Uberhaupt gelingen konnte, sich
zwei Jahre Uber Wasser zu halten und seine monatlichen Kosten zu decken.
Es sei vom BG Meilen bosartig und tendenzids, die Darlehensvertrage ein-
fach unter den Tisch fallen zu lassen — und dann auf Seite 13 zu behaupten,
der Klager musse Uber zusatzliche Einnahmequellen verfugen. Sicherheits-
halber lege er die zuvor nie angeforderten Darlehensauszahlungen als An-
lage 2 bei (act. 2 Ziff. 8). Ferner machte er geltend, die finanzielle Situation
der D._ Holding AG sei fir die Privatperson A.__ irrelevant und sei
in der Verfugung vom 1. Juni 2017 mit keinem Wort erwahnt worden (act. 2
Ziff. 12).

Vorerst ist festzustellen, dass es sich bei Anlage 2 (act. 4/2) um ein neues
Beweismittel zum Nachweis der erfolgten Darlehensauszahlungen von
F.__ handelt, welches als Novum im vorliegenden Verfahren nicht mehr
bertcksichtigt werden kann. Bezlglich dieser Darlehen und der Auszahlun-

gen sei gleichwohl auf Folgendes hingewiesen:

Aus den vorinstanzlichen Akten ergibt sich, dass zwischen F. als Dar-
lehensgeber (Darleiher) und dem Klager als Darlehensnehmer (Borger) am

8. Oktober 2015 ein Darlehensvertrag abgeschlossen wurde. Danach sollte
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dem Klager ab dem 12. Oktober 2015 ein Darlehen von € 24'000.— gewahrt
werden, welches bis 12. Oktober 2015 zur Auszahlung — auf ein Konto bei
der ... Bank e.G. — fallig war (act. 6/53/16/1). Es erstaunt, dass der neu ein-
gereichte Kontokorrent-Auszug drei Gutschrifts-Eingange von je € 8'000.—
unter dem Buchungstag 7. Oktober 2015, also einen Tag vor Abschluss des
Darlehensvertrages, ausweist und diese Gutschriften auch nicht als "Darle-
hen" deklariert wurden. Auch unter Berucksichtigung des unzulassigen No-
vums ist das nicht glaubhaft gemacht, dass hier effektiv Darlehen gewahrt
wurden. Die weiteren Darlehensvertrage zwischen den gleichen Parteien
wurden gemass den eingereichten Belegen am 13. April 2016 (€ 20'000.—,
act. 6/53/16/2) und am 3. November 2016 (€ 25'000.—, act. 6/53/16/3) abge-
schlossen. Ob diese Geldmittel im Umfang von € 69'000.— fur die Deckung
der Lebenshaltungskosten verwendet wurden, ergibt sich nicht aus den Ak-
ten. Ausserdem hatten diese "Darlehen" im Gesamtbetrag von € 69'000.—
bei weitem nicht ausgereicht, die monatlichen Auslagen von Fr. 7453.48 —
selbst nicht nach Abzug der Unterhaltszahlungen von Fr. 2'650.— (act. 6/38
S. 7) —, fur den Zeitraum 7. Oktober 2015 bis 4. Mai 2017 zu decken. Auf die
Ausflihrungen der Vorinstanz zur Relevanz der Steuererklarung 2015 und
die vom Klager handschriftich erganzten Angaben fur das Jahr 2016 (vgl.
act. 6/39/5) fur die Glaubhaftmachung seiner wirtschaftliche Lage muss nicht
weiter eingegangen werden, da der Klager dazu keine Ausfiihrungen in der
Beschwerde machte. Der Vorinstanz ist beizupflichten, dass es sich bei den
vom Klager handschriftich erganzten Angaben fur das Jahr 2016 bzw. zum
Stand per 6. April 2017 (act. 6/39/5) um reine Parteibehauptungen handelt
(vgl. act. 5 Erw. 4.1). Wie bereits ausgefihrt, lag es am Klager, seine Be-
durftigkeit glaubhaft zu machen und in diesem Zusammenhang aufzuzeigen,
wie er seine bisherigen Lebenshaltungskosten finanziert hat. Diesbeziglich
erflllte er seine Mitwirkungspflicht nicht. Insbesondere hatte er keine Unter-
lagen zur wirtschaftlichen Lage der Firmen bzw. Unternehmen, an denen er
beteiligt ist, sei es indirekt als Gesellschafter oder als einziges Verwaltungs-
ratsmitglied, der Vorinstanz vorgelegt. Er hatte dem Mietgericht lediglich zu-

sammen mit der Steuererklarung 2015 ein Wertschriftenverzeichnis einge-
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reicht, woraus sich u.a. ergibt, dass 1000 Inhaberaktien der D. Holding
AG im Wert von Fr. 100'000.— vom Klager gehalten werden (act. 6/39/5.11,

Stand 6.4.2017). Im Wertschriftenverzeichnis wurden noch weitere Unter-

nehmen erwahnt, namlich "J. Holding GmbH, ... [Ort in Deutschland]",
K. GmbH, Zlrich - in Liquidation" und "J. Holding AG"
(act. 6/39/5.11). Bezlglich der J. Holding GmbH hatte der Klager vor

Vorinstanz auf eine Insolvenz-Anmeldung hingewiesen und ausgefihrt, den
anderen Gesellschaften gehe es nicht viel besser (act. 6/38 lit. k). Dies ver-
anlasste die Vorinstanz einen Beleg fur die Insolvenzanmeldung zu verlan-
gen (act. 6/49 Erw. 3.12). Zum Nachweis daflr reichte er einen Beschluss
des Amtsgerichtes Munchen betreffend die K. GmbH ein mit dem
Hinweis, die Firma J._ Holding AG sei seit 1.1.2017 als K. GmbH
eingetragen (act. 6/53/14; act. 6/52 S. 3 Ad 3.12). Die behauptete Umfirmie-
rung bleibt unbelegt. Entgegen den Ausfuhrungen des Klagers spielt sodann
die finanzielle Lage der D.__ Holding AG im Zusammenhang mit der Be-
urteilung seiner Bedurftigkeit durchaus eine Rolle. Der Klager ist namlich bei
der D._ Holding AG gemass Handelsregister-Auszug des Kantons
Schwyz einziges Verwaltungsratsmitglied (act. 7) und wegen dieser Stellung
wurden ihm auch die Arbeitslosentaggelder verweigert (act. 6/53/7). Diese
Unternehmung durfte weiterhin tatig sein, ist sie doch heute noch im Han-
delsregister eingetragen (act. 7, vgl. act. 5 Erw. 4.4.1). Die D.___ Holding
AG ist Gesellschafterin der J._ International GmbH (act. 8). Geschafts-
fUhrer ist wiederum der Klager (act. 8). Obwohl der Klager vor Vorinstanz
ausgefuhrt hatte, das Geschaftsmodell der J. International GmbH —,
vormals unter L. GmbH firmiert — sei nicht mehr tragfahig (act. 6/1
S.7), ist auch diese Gesellschaft noch im Handelsregister eingetragen
(act. 8). Der Klager liess gar den Registereintrag am 31. Oktober 2017 von
J._ International GmbH wieder in den urspringlichen Firmennamen
"L. GmbH" abandern. Der Unternehmenszweck wurde umformuliert,
ist aber inhaltlich immer noch der gleiche, insbesondere kdnnen weiterhin

Zweigniederlassungen im Ausland errichtet werden (act. 8). Es zeigt sich
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einmal mehr, dass die wirtschaftliche Lage des Klagers sehr undurchsichtig

ist. Er unterliess auch hier die erforderliche Mitwirkung.

Die Beschwerde erweist sich folglich als unbegrindet, weshalb sie abzuwei-
sen ist. In der Verfugung vom 28. September 2017 wurde dem Klager eine
nicht erstreckbare Frist von 20 Tagen ab Zustellung des Entscheides ange-
setzt, um eine schriftiche Stellungnahme zum Antrag der Beklagten auf
Leistung einer Sicherheit fur die Parteientschadigung einzureichen (act. 5
Dispositiv Ziffer 2). Mit dem Antrag auf Sistierung der in der Verfigung vom
28. September 2017 angesetzten Frist bis zur Erledigung des Beschwerde-
verfahrens stellte der Klager sinngemass ein Gesuch um aufschiebende
Wirkung. Da die Beschwerde des Klagers gegen die Abweisung seines Ge-
suches um Gewahrung der unentgeltichen Rechtspflege auch ein entspre-
chendes (stillschweigendes) Fristerstreckungsgesuch enthalt (vgl. BGE 138
I 163), ist die Frist nach nicht sdumniswirksam abgelaufen und hat die Vor-
instanz dem Klager die Frist zur Einreichung einer schriftichen Stellung-
nahme zum Antrag der Beklagten auf Leistung einer Sicherheit fur die Par-
teientschadigung neu anzusetzen. Damit wird sein Gesuch um aufschieben-

de Wirkung hinfallig und es ist darauf nicht einzutreten.

Im Verfahren um Bewilligung der unentgeltlichen Rechtspflege sind gemass
Art. 119 Abs. 6 ZPO keine Gerichtskosten zu erheben. Dies gilt fur die erst-
instanzlichen Verfahren, nicht aber fur die Rechtsmittelverfahren. Aus-
gangsgemass sind die Kosten des Beschwerdeverfahrens dem Klager auf-
zuerlegen. Ausgehend von einem Streitwert von Fr. 25'160.— ist die Ent-
scheidgebuhr in Anwendung § 12 i.V.m. § 2 lit. a und c, § 4 Abs. 1 und 2
sowie § 8 Abs. 1 GebV OG auf Fr. 500.— festzusetzen. Parteientschadigun-
gen sind keine zuzusprechen. Dem Klager nicht, weil er unterliegt, den Be-

klagten nicht, da sie sich nicht dussern mussten.

Es wird erkannt:

Die Beschwerde wird abgewiesen, soweit darauf eingetreten wird.
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2. Die zweitinstanzliche Entscheidgebuhr wird auf Fr. 500.— festgesetzt.

3. Die Kosten fir das zweitinstanzliche Verfahren werden dem Beschwerdefiih-

rer auferlegt.
4. Es werden keine Parteientschadigungen zugesprochen.

5. Schriftiche Mitteilung an die Parteien, an die Beklagten unter Beilage eines
Doppels von act. 2), sowie an das Mietgericht des Bezirksgerichtes Meilen

und an die Obergerichtskasse, je gegen Empfangsschein.

Die erstinstanzlichen Akten gehen nach unbenitztem Ablauf der Rechtsmit-

telfrist an die Vorinstanz zuriick.

6. Eine Beschwerde gegen diesen Entscheid an das Bundesgericht ist innert
30 Tagen von der Zustellung an beim Schweizerischen Bundesgericht,
1000 Lausanne 14, einzureichen. Zulassigkeit und Form einer solchen Be-
schwerde richten sich nach Art. 72 ff. (Beschwerde in Zivilsachen) oder
Art. 113 ff. (subsidiare Verfassungsbeschwerde) in Verbindung mit Art. 42
des Bundesgesetzes Uber das Bundesgericht (BGG).

Dies ist ein Zwischenentscheid im Sinne von Art. 93 BGG.

Es handelt sich um eine mietrechtliche Angelegenheit. Der Streitwert betragt
Fr. 25'160.—

Die Beschwerde an das Bundesgericht hat keine aufschiebende Wirkung.

Obergericht des Kantons Zirich
IIl. Zivilkammer

Die Gerichtsschreiberin:
lic. iur. I. Vourtsis-Mdller

versandt am:
14. Dezember 2017



	Urteil vom 13. Dezember 2017
	Es wird erkannt:
	1. Die Beschwerde wird abgewiesen, soweit darauf eingetreten wird.
	2. Die zweitinstanzliche Entscheidgebühr wird auf Fr. 500.– festgesetzt.
	3. Die Kosten für das zweitinstanzliche Verfahren werden dem Beschwerdeführer auferlegt.
	4. Es werden keine Parteientschädigungen zugesprochen.
	5. Schriftliche Mitteilung an die Parteien, an die Beklagten unter Beilage eines Doppels von act. 2), sowie an das Mietgericht des Bezirksgerichtes Meilen und an die Obergerichtskasse, je gegen Empfangsschein.
	6. Eine Beschwerde gegen diesen Entscheid an das Bundesgericht ist innert 30 Tagen von der Zustellung an beim Schweizerischen Bundesgericht, 1000 Lausanne 14, einzureichen. Zulässigkeit und Form einer solchen Beschwerde richten sich nach Art. 72 ff. (...

